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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die Jugendsession war Gegenstand eines vom Nationalrat angenommenen Postulates
von Mathias Reynard (sp, VS). Ein Bericht des Bundesrates soll aufzeigen, wie man den
Anliegen der Jugendlichen, die jeweils in Form von Petitionen eingereicht werden,
besser gerecht werden kann. In der Regel entfalten die Petitionen nämlich kaum
politische Wirkung. Dies kann als Desinteresse ausgelegt werden, was die Einrichtung
'Jugendsession', die das politische Engagement Jugendlicher fördere, desavouiere. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulates beantragt, in seiner Antwort aber auf
seine Stellungnahme zu einer Interpellation Reynard verwiesen, wo er klar gemacht
hatte, dass eine bevorzugte Behandlung der Petitionen aus der Jugendsession aus
staatspolitischen Gründen nicht möglich sei, und dass hier vielmehr die
parlamentarischen Kommissionen, welche die Petitionen behandelten, gefordert seien.
Die Jugendsession 2014 fand Mitte November statt; die Jugendlichen diskutierten über
die Position der Schweiz in Europa, über Rassismus und über Jugendarbeitslosigkeit. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Im Bericht zur Erfüllung des Postulats Reynard (sp, VS), der die Jugendsession stärken
möchte, sprach sich der Bundesrat für den Status Quo aus. Die Jugendsession entstand
1991 im Rahmen der damaligen 700-Jahr-Feier zur Gründung der Schweiz als Jugendtag
und wurde seit 1993 regelmässig durchgeführt, wobei sich die Organisation des
Anlasses laufend professionalisierte. Seit 2013 findet die Jugendsession als mehrtägiger
Anlass in Bern statt. In der Regel melden sich mehrere Hundert interessierte
Jugendliche, von denen nach Kanton, Geschlecht, Alter und sozialem Hintergrund
möglichst repräsentativ 200 Personen eingeladen werden. In Gruppen werden Themen
vorbereitet und zum Abschluss im Nationalratssaal im Plenum diskutiert. Eine nationale
Wahl eines Jugendparlaments wurde zwar schon diskutiert, aber als zu aufwändig
befunden. Ein 20-köpfiges, an die SAJV angegliedertes Organisationskomitee
ehemaliger Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist für Vorbereitung und Durchführung
zuständig. Der Bund unterstützt die Jugendsession finanziell und gewährt Gastrecht im
Bundeshaus. Der Jugendsession stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, um
den politischen Prozess zu beeinflussen, wobei mit Ausnahme der Petition alle lediglich
informeller Art sind (z.B. einfacherer persönlicher Kontakt mit Parlamentarierinnen und
Parlamentariern). Petitionen wurden bisher 123 eingereicht, wobei 15 von den Räten als
Postulat übernommen wurden. 
Einem Ausbau der Antragsrechte – etwa in Form einer Jugendmotion oder einer
Volksmotion – begegnet der Bundesrat laut Bericht skeptisch. Er betont, dass das
Jugendparlament hinsichtlich politischer Bildung und Partizipation eine bedeutende
Rolle spiele und die finanzielle Unterstützung damit mehr als berechtigt sei. Die
Meinungen und Ideen der Jugendlichen würden zwar nicht unmittelbar, aber über die
Jahre in den politischen Prozess einfliessen. Deshalb sei der Erfolg auch nicht an der
Anzahl erfolgreicher Petitionen zu messen. Aber auch aus staatspolitischen und
verfassungsrechtlichen Gründen sei eine institutionelle Stärkung nicht der richtige
Weg. Letztlich sei es Aufgabe des Parlaments, über die Bedeutung von Eingaben zu
entscheiden. Einer verstärkten informellen Zusammenarbeit zwischen Jugendlichen
und Parlamentsmitgliedern stehe ebenfalls nichts im Weg. 2

BERICHT
DATUM: 24.05.2017
MARC BÜHLMANN

Der «Kommerzialisierung der Instrumente der direkten Demokratie» müsse ein Riegel
vorgeschoben werden, befand Mathias Reynard (sp, VS). Konkret müsse man das
Bezahlen von Unterschriftensammeln verbieten. In seiner Anfang 2020 eingereichten
Begründung für diese Forderung verwies der Walliser Sozialdemokrat auf die
Unterschriftensammlungen gegen den Vaterschaftsurlaub sowie gegen das Verbot der
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung. Hier hätten die finanziellen
Anreize zu «Lügen und unlauteren Methoden» angestiftet, was nicht nur die
Meinungsbildung gefährde, sondern auch der Glaubwürdigkeit der direkten Demokratie
schade. Reynard brachte das Beispiel des Kantons Genf, der ein solches Verbot kenne. 
Der Bundesrat empfahl die Motion im Mai 2020 zur Ablehnung. Er verwies auf die
Motion Hurni (sp, NE Mo. 19.4431), um zu unterstreichen, dass er Täuschungsversuche
während Unterschriftensammlungen verurteile. Allerdings dürfe nicht von Einzelfällen

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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darauf geschlossen werden, dass bezahltes Unterschriftensammeln generell unlauter
sei. Diese Art des Sammelns sei zudem billiger als ein grosser Massenversand, weshalb
ein Verbot schwächere Gruppierungen bestrafen könnte. Ein Verbot sei zudem
unverhältnismässig. 
In der Herbstsession 2021 vertrat Baptiste Hurni (sp, NE) den mittlerweile aus dem
Nationalrat ausgeschiedenen Motionär, stand aber auf verlorenem Posten. Mit 123 zu 61
Stimmen (1 Enthaltung) lehnte die grosse Kammer den Vorstoss ab. Die Stimmen aus der
SP- und der GP-Fraktion reichten nicht für eine Annahme aus. 3

1) AB NR, 2014, S. 540 ; Po. 13.4304
2) Bericht BR vom 24.5.2017
3) AB NR, 2021 S. 1764 f.; Mo. 20.3015; AZ, 4.7.17; TG, 13.12.17; Exp, 21.12.19; NZZ, 5.2., 8.2.20; TG, 17.2.20; NZZ, 27.2.20
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